
chungen vertreten werden, die sich auch mit dem Programm der 
Volkspartei nicht decken. 
Die Bürgerpartei tat sich mit den Schloßabmachungen schwer. Das 
in der Verfassung zu verwirklichende Regierungsprinzip der konsti­
tutionellen Monarchie entspricht zwar dem von ihr vertretenen 
Standpunkt des «Mittelweges», doch geht ihr der demokratische Aus­
bau der Verfassung zu weit. Das L. V. gibt in seiner Ausgabe vom 
16. März 1921205 eine Äußerung von Dr. E. Nipp wieder, die Kor­
rekturen erwarten lassen. Dr. E. Nipp gibt zu verstehen, daß bei den 
Schloßverhandlungen die Vertreter der Bürgerpartei durch die Dele­
gierten der Volkspartei vor eine vollendete Tatsache gestellt worden 
seien. Schon damals hätten die Vertreter der Bürgerpartei sich in 
einzelnen Belangen nicht als gebunden erklärt. Nur Seiner Durch­
laucht und dem Frieden zuliebe hätten sie von weiteren Ausführun­
gen Abstand genommen. 
Durch die von den Schloßabmachungen übernommenen Postulate der 
Volkspartei, die von einer zukünftigen Verfassung zu berücksichtigen 
waren, erhielten die Verfassungsarbeiteri unverkennbar nationale 
Züge. 

5. Die Regierungsvorlage 
In der Landtagssitzung vom 8. März 1921 erläuterte Dr. J. Peer das 
Regierungssystem in der Regierungsvorlage wie folgt: «Die Regie­
rung ist dem Landtage und dem Fürsten verantwortlich; an ihrer 
Spitze steht der Landammann, der, ebenso wie sein Stellvertreter, vom 
Fürsten einvernehmlich mit dem Landtage über dessen Vorschlag er­
nannt wird und ein gebürtiger Liechtensteiner sein muß. Die Regie­
rung, deren Funktionsdauer mit jener des Landtages zusammenfällt, 
ist teils eine kollegiale, teils eine Ressortregierung. Gegen Regierungs­
mitglieder, die durch ihre Amtsführung das Vertrauen des Volkes 
und des Landtages verlieren, kann letzterer beim Fürsten die Ent­
hebung beantragen.»208 Das Regierungssystem ist in seinen Grund­
zügen festgelegt und unbestritten. Seine Ausgestaltung jedoch, ins­
besondere die Stellung des Landammanns (Regierungschefs) innerhalb 
des Regierungssystems, gab zu parteipolitischen Auseinandersetzungen 
Anlaß. Davon bleibt auch die Frage der Landeszugehörigkeit des Re­
gierungschefs nicht ausgeklammert. Die Bürgerpartei strebte eine Zu-

to» Nr. 21. 
206 L. V. Nr. 20, 12. März 1921 (Landtag). 
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